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Vorbemerkung

Mit der im Jahr 2020 erstmals durchzuführenden Ermittlung des Personalkostenbudgets gemäß § 6a KHEntgG stehen die Vertragsparteien vor einer großen neuen Herausforderung. Erschwerend kam Anfang März die einsetzende COVID-19-Pandemie dazu. 

Mögliche Budgetverhandlungen verzögerten sich dadurch und stellen die Vertragsparteien nun vor die Herausforderung, das Leistungsgeschehen 2020 abzubilden.

Da die Krankenhäuser ab Mitte März alle planbaren Operationen abgesagt und sich damit auf einen möglichen Corona-Ausbruch vorbereitet haben, konnte das Leistungsgeschehen nicht wie im Vorjahr erbracht werden.

Leistungserhöhungen in der Zukunft (2021), die wieder auf das Niveau 2019 ansteigen, dürfen aber auch nicht bestraft werden.

Bis dazu gesetzliche Grundlagen geschaffen sind, bemühen sich die Vertragsparteien um einvernehmliche tragbare Umsetzungen.

Anmerkung:

Sollten noch gesetzliche Änderungen erfolgen, werden die „Allgemeinen Hinweise“ um diese ergänzt.
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Nach dem KHG sollen Budgetverhandlungen grundsätzlich prospektiv geführt werden. Dies scheint für das Jahr 2020 nicht umsetzbar, da die gesetzlichen Rahmenbedingungen durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie angepasst werden müssen und es bis zum Sommer noch keine endgültige Klarheit darüber gab.

[bookmark: _Toc46847110]Die Verhandlungen des Budgets 2020 werden weitgehend im Jahr 2021 / 2022 stattfinden.
2. Ablauf Budget- und Entgeltverhandlung nach dem KHEntgG / BPflV

	
Vorklärung / Vorgespräche


	

	
Aufforderung / Vorlagepflichten


	

	
Zusätzliche Auskünfte und Unterlagen


	

	
Pflegesatzverhandlung


	

	
Einigung                                    keine Einigung


	

	
Pflegesatzparteien                         Schiedsstelle
                  Vereinbarung                                  Festsetzung



	

	
Genehmigungsbehörde


	

	
Genehmigung                                 Ablehnung


	

	                                                                              zurück an Schiedsstelle

	

	
Klage Verwaltungsgericht
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3. Vorgespräche

Vorgespräche sollten geführt werden, um eine zügige Durchführung der Budget- und Entgeltverhandlungen zu ermöglichen. Wir empfehlen, in den Vorgesprächen alle weiteren Termine festzulegen. Wesentliche Strukturfragen, z. B. zum Versorgungsauftrag, zur Leistungsstruktur des Krankenhauses, sollten im Vorgespräch geklärt werden.
Bei der Leistungsstruktur muss entschieden werden, ob man die Leistungsdaten des Jahres 2019 zu Grunde legt und sich dann bei den Ausgleichen zur Änderung der Prozentsätze innerhalb eines Korridors (BWR) vereinbart. Möglich ist auch die Orientierung an IST-Werten. Dies wird dann zum Tragen kommen, wenn die Budgetverhandlungen 2020 erst im Jahr 2021 stattfinden und bereits IST-Daten des Jahres 2020 vorliegen. 

Weitere inhaltliche Themen der Vorgespräche werden sein:

Bereich KHEntgG:
· die voraussichtlichen Auswirkungen des Krankenhausplanes,
· die voraussichtlichen Auswirkungen der vereinbarten Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen,
· die Entwicklung von Leistungsstruktur und Fallzahlen im Jahr 2020,
· Angaben zum Pflegebudget
· krankenhausindividuelle Entgelte gem. § 6 Abs. 1 KHEntgG,
· Zusatzentgelte,
· Ausbildungsbudget,
· Qualitäts- und Strukturvorgaben zur Leistungserbringung (u. a. G-BA Richtlinien, Mindestmengenthematik, OPS-Vorgaben),
· Hygieneförderprogramm,
· Ausgliederung ausländischer Patienten gem. § 4 Abs. 4 KHEntgG,
· besondere Einrichtungen Palliativmedizin,
· Zuschlag für Zentren und Schwerpunkte
· Notfallstufenvergütung
· Sicherstellungszuschlag
· Programm Vereinbarkeit Familie und Beruf

Bereich BPflV:
· die Belegungssituation des Jahres 2019 / 2020,
· die voraussichtlichen Auswirkungen des Krankenhausplanes, 
· die voraussichtlichen Auswirkungen der vereinbarten Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen,
· die voraussichtlichen Auswirkungen der Investitionsplanung im Jahr 2020,
· die Entwicklung von Leistungsstruktur und Fallzahlen im Jahr 2020,
· Verkürzung der Verweildauer,
· Ergebnisse von Fehlbelegungsprüfungen,
· Leistungen, die im Rahmen von Integrationsverträgen nach § 140 b SGB V oder von Modellvorhaben nach § 63 SGB V vergütet werden,
· Ergebnisse von Krankenhausvergleichen (Parteienvergleiche),
· die Psychiatrie-Personalverordnung, PPR-RL,
· Ausbildungsbudget,
· Ausgliederung ausländischer Patienten



[bookmark: _Toc46847112]4. Ausgliederung ausländischer Patienten

Schon seit Jahren konnten auf Verlangen des Krankenhauses Leistungen für ausländische Patienten, die mit dem Ziel einer Krankenhausbehandlung nach Deutschland einreisten, außerhalb des Budgets vergütet werden. Mit dem KHSG wurde dieser Personenkreis um Empfänger von Gesundheitsleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erweitert. Das Krankenhaus kann demnach gegenüber den Krankenkassen folgende Erklärung abgeben: 

Bereich KHEntgG:
„Gemäß § 4 Abs. 4 KHEntgG in der Fassung des KHSG äußern wir hiermit unser Verlangen, ab dem 01.01.2020 Leistungen für Empfänger von Gesundheitsleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nicht mehr im Rahmen des Erlösbudgets zu vergüten.“

Bereich BPflV:
„Gemäß § 3 Abs. 6 BPflV in der Fassung des KHSG äußern wir hiermit unser Verlangen, ab dem 01.01.2020 Leistungen für Empfänger von Gesundheitsleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nicht mehr im Rahmen des Erlösbudgets zu vergüten.“

In der BEV 2020 wird unter dem § 8 festgehalten, ob von der Ausgliederung gemäß § 4 Abs. 4 KHEntgG Gebrauch gemacht wird.

Zur Berücksichtigung des Leistungsumfangs nach dem Asylbewerberleistungsgesetz verweisen wir auf die Mitteilung Nr. 418/2015 der KGSAN.

[bookmark: _Toc507507977][bookmark: _Toc46847113]5. Aufforderung zur Budget- und Entgeltverhandlung

§ 11 Abs. 3 KHEntgG und § 17 Abs. 3 BPflV regeln die unverzügliche Aufnahme der Budget- und Entgeltverhandlung, nachdem eine Vertragspartei dazu schriftlich aufgefordert hat. 

Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 KHG werden als Beteiligte die Landeskrankenhausgesellschaft, die Landesverbände der Krankenkassen, die Verbände der Ersatzkassen und der Landesausschuss des Verbandes der Privaten Krankenversicherung genannt.

Als Vertragsparteien gemäß § 18 Abs. 2 KHG gelten der Krankenhausträger und

1. Sozialleistungsträger, soweit auf sie allein oder
2. Arbeitsgemeinschaften von Sozialleistungsträgern, soweit auf ihre
    Mitglieder insgesamt 

im Jahr vor Beginn der Budget- und Entgeltverhandlungen mehr als 5 vom Hundert 
der Berechnungstage des Krankenhauses entfallen. Hier sind die Berechnungstage des Jahres 2019 zu Grunde zu legen. Die Vertragsparteien führen die Budget- und Entgeltverhandlung durch, die Beteiligten erhalten alle Unterlagen nachrichtlich. Es sind alle Vertragsparteien und Beteiligte einzuladen. Der Einladung sind die vollständigen Unterlagen beizufügen. Das Krankenhaus gibt auf der Einladung den Hinweis an die Vertragsparteien, bei Nichtteilnahme an der Budget- und Entgeltverhandlung einer anderen Krankenkasse die Vollmacht zur Verhandlung zu erteilen.
[bookmark: _Toc507507978][bookmark: _Toc46847114]
6. Unterlagen zur Budget- und Entgeltverhandlung 

	
Einzureichende Unterlagen

	
Gesetzliche Grundlagen
	
Anmerkungen

	
Forderungs-AEB 2020
(inkl. E1, E2, E3, B1)
E1 plus der AOK
	
§ 11 (4) KHEntgG
sowie Anlage 1 (AEB des KHEntgG
	
E1 plus der AOK kann verwendet werden

	
Ist-Daten 2018 gruppiert mit einem zertifizieren Grouper 2018

	
§ 4 (3) KHEntgG sowie Fußnote 1 der Anlage 1 (AEB) des KHEntgG
	
Laut Fußnote 1 zu den 
Formularen

	
Ist-Daten 2019 gruppiert mit einem zertifizierten Grouper 2019

	
§ 11 (4) KHEntgG sowie Fußnote 1 der Anlage 1 (AEB) des KHEntgG 
	
Laut Fußnote 1 zu den 
Formularen

	
Ist-Daten 2019 nach Katalog 2019 
(als aG-DRG-Version)
	
§ 11 (4) KHEntgG sowie 
Fußnote 1 der Anlage 1 
(AEB) des KHEntgG
	
Laut Fußnote 1 zu den 
Formularen

	
Ist-Daten 2019 gruppiert mit 
einem zertifizierten 
Überleitungsgrouper 
aG-DRG 2019/2020
	
§ 11 (4) KHEntgG sowie Fußnote 1 der Anlage 1 (AEB) des KHEntgG
	
Laut Fußnote 1 zu den 
Formularen

	
Kalkulationsunterlagen für 
krankenhausindividuell zu 
vereinbarende Entgelte 
gemäß § 6 (1) KHEntgG
	
§ 6 KHEntgG; Empfehlung 
gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 KHEntgG für die Kalkulation von Zusatzentgelten
	
Anlagen zur BEV


	
Kalkulationsunterlagen sowie Anträge für krankenhausindivi-duell zu vereinbarende Entgelte gem. § 6 (2) KHEntgG (NUB)
	
§ 6 (2) KHEntgG
	
Sofern noch keine separate NUB-Vereinbarung geschlossen wurde

	
Kostenträgerstatistik 2018/2019
	
§ 18 (2) KHG
	
BEV lt. Anlage A Belegung

	
Ausgleichberechnung für das Jahr 2019

	
§ 4 (3) KHEntgG
	
Für das Jahr 2019 kann ein vorläufiger Erlösausgleich gefordert werden, sofern es für das Krankenhaus sinnvoll ist.

	
offene Ausgleichs-
berechnungen aus den 
Vorjahren

	
§ 4 (3) KHEntgG
	
Individuell zu bewerten, ob die erneute Notwendigkeit besteht oder erst als endgültiger Ausgleich mit entsprechendem Testat

	
Ausgleichsberechnungen für Vorjahre: Bescheinigung vom Jahresabschlussprüfer

	
§ 4 (3) KHEntgG
	
Gemäß § 4 Abs. 3 S. 7 KHEntgG ist eine vom Jahresabschlussprüfer bestätigte Aufstellung über die Erlöse nach   § 7 S. 1 und 2 vorzulegen. Ein Testat ist nach Ablauf der Verjährungsfristen vorzulegen.

	
Nachweis über die Zahlung des DRG-Zuschlags sowie des GBA-Zuschlags im Jahr 2019
	
§ 2 (5) DRG-Sytemzuschlagsvereinbarung, § 91 und 139a SGB V
	

	
Bescheinigung der 
Projektgeschäftsstelle QS über die im abgelaufenen Kalenderjahr vollständig dokumentierten Datensätze

Meldung des Krankenhauses zur methodischen Sollstatistik
	
Richtlinie des G-BA gemäß       § 137 (1) SGB V i. v. m. § 135a SGB V über Maßnahmen der Qualitätssicherung für nach § 108 SGB V zugelassene Krankenhäuser i. V. m. § 23 (1) QSKH-RL
	

	
Checklisten der Vereinbarung über Maßnahmen zur QS gem. §§ 136 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 und 137c SGB V

	
§ 11 (4) KHEntgG
	
Vom G-BA per Richtlinie beschlossene Checklisten sind, sofern entsprechende Leistungen geplant/vereinbart wurden, im Rahmen der Entgeltverhandlung vorzulegen.
BEV Anlage A 3b MM



Hygieneförderungsprogramm

	
Unterlagen zur Vereinbarung und zum Nachweis des Hygieneförderprogramm 2013 – 2019 und 2020
	
§ 4 Abs. 9 KHEntgG
	
Nach § 4 Abs. 9 S. 6 KHEntgG (i.d.F. vom 01.01.2019) müssen sowohl die Stellenbesetzung als auch die zweckentsprechende Mittelverwendung nachgewiesen werden.
Sofern Mittel für das Hygieneförderprogramm 2020 gefordert werden, ist die entsprechende Forderung vorzulegen.



Pflegeförderungsprogramm

	
Testate Pflegeförderprogramm 2016 – 2019

	
§ 4 Abs. 8 KHEntgG
	
Soweit für Vorjahre bereits vorgelegt: nur 2019



Notfallstufen

	
Notfallstufen § 136c Abs. 4 SGB V

	
Checkliste zur Einstufung der Notfallstufe
	
für das Jahr 2020



Für Level I und II: Nachweis QFR

	
Nachweis der schichtbezogenen Dokumentation für das Jahr 2019 und ggf. Vorjahre

	
Anlage 5 der QFR-Richtlinie
	
In der Mehrkostenzuschlagsvereinbarung Anlage 1 Nr. 8 ist geregelt, wie der entsprechende Nachweis zu erfolgen hat. Dabei bezieht sich die Vereinbarung auf ein vom G-BA zu veröffentlichendes Musterformular. Dies entspricht Anlage 5 der QFR-Richtlinie.



Pflegebudget 2020

	
Herleitung der pflegebudgetrelevanten Kosten: IST-Daten des laufenden Kalenderjahres (2019) – Anlage 1.2

	
Anlage 1.2 der Pflegebudgetverhandlungsvereinbarung
	
Die Übermittlung des Berechnungsbogens 2020 ist erforderlich, um die Forderung des Krankenhauses zu verdeutlichen.

	
Herleitung der pflegebudgetrelevanten Kosten: Forderung (2020) – Anlage 1.3
	
Anlage 1.3 der Pflegebudgetverhandlungsvereinbarung
	


	
Grundlagen der Pflegepersonalvergütung: Tarifvertrag, Betriebsvereinbarungen, Ergänzungsvereinbarungen ggf. 
alternative Informationen
	
§ 11 Abs. 4 KHEntgG	
	
Es ist gemäß § 2 Nr. 2 der Pflegebudgetverhandlungsvereinbarung Auskunft darüber zu erteilen, welcher Tarifvertrag Anwendung findet.

	
Bestätigung des Jahresabschlussprüfers bis zum 30.09.2021
	
§ 6a Abs. 3 Satz 3 und 4 KHEntgG
	
Falls Budgetvereinbarung erst in 2021 abgeschlossen wird



Ausbildung

	
Ausbildungsbudget 2020 / 
Kalkulationsschema

	
§ 17 a Abs. 3 KHG
	
Zulässig

	
Anzahl der Auszubildenden nach Ausbildungsjahren (IST 2018, 2019 und Forderung 2020) Schülerzahl je Kurs und Monat ab 2019 und 2020 inkl. Planung für 2020

	
§ 17 a Abs. 4a KHG
	
Es existiert ein auf Bundesebene erstelltes Kalkulationsschema für die Verhandlung des Ausbildungsbudgets gemäß § 17 a Abs. 3 KHG zwischen den Vertragsparteien nach § 18 Abs. 2 KHG gemäß der Rahmenempfehlung nach § 17 a Abs. 2 Nr. 1 KHG.
Hier ist eine Übermittlung von jahresdurchschnittlichen Schülerzahlen (KHG) getrennt nach dem 1. Ausbildungsjahr und den weiteren Ausbildungsjahrgängen vorgesehen. Die Anzahl der Schüler, die nach dem PflBG ausgebildet werden, sind hier nicht zu übermitteln. Alleiniger Partner der Krankenhäuser ist hier der Ausbildungsfonds.

	
Nachweis vom Jahresabschlussprüfer über Erlösabweichungen und über die zweckgebundene Verwendung der Mittel des Ausbildungsbudgets 2019

	
§ 17 a (7) KHG
	
Der Nachweis ist für das abgelaufene Jahr zu erbringen (2018). Sofern das Testat für 2019 bereits vorliegt, kann auch das vorgelegt werden.



Leistungsaufstellung in E1 der AEB  (Fallpauschalen)
Im Abschnitt E1 werden die voll- und teilstationären DRG-Fallpauschalen nach Anlage 1 FPV 2020 dargestellt, insbesondere zur Vorbereitung der Leistungsmengenvereinbarung. Dabei werden die DRG-Fallpauschalen anzahlmäßig und mit den im Fallpauschalen-Katalog angegebenen Bewertungsrelationen und in der Summe ausgewiesen. Die nach den Abrechnungsbestimmungen vorgesehenen verweildauerabhängigen Zu- und Abschläge für Kurzlieger, Langlieger und bei Verlegungen machen eine differenzierte Darstellung erforderlich. 
Ab 2020 erfolgt gemäß der Pflegebudgetverhandlungsvereinbarung eine Erweiterung; die Pflegerlöse werden durch die Angabe der Anzahl der Berechnungstage (Sp. 18 AEB 2020 bzw. Sp. 25 E1 plus 2020), der Pflegebewertungsrelation pro Tag (Sp. 19  AEB 2020 bzw. Sp. 26 E1 plus 2020) und dem Produkt der Spalten 18 bzw. 25 und 19 bzw. 26 je DRG abgebildet. Über alle DRGs ergibt sich in Spalte 20 AEB 2020 bzw. Spalte 27 E1 plus 2020 die Summe der Pflegebewertungsrelationen.

Nach Fußnote 1 ist die Aufstellung unter Beachtung der Vorgaben von Fußnote 2 im Vereinbarungszeitraum 2020 für die folgenden Zeiträume jeweils gesondert wie folgt aufzustellen und vorzulegen:

· für das abgelaufene Kalenderjahr (2018) die Ist-Daten nach dem DRG-Katalog 2018 (Ziel: u.a. Ermittlung der endgültigen Erlösausgleiche)
· für das laufende Kalenderjahr (2019) die Ist-Daten nach dem DRG-Katalog 2019 (Ziele: Darstellung der Ist-Daten sowie Ermittlung der vorläufigen Erlösausgleiche)
· für das laufende Kalenderjahr (2019) die Ist-Daten nach dem aDRG-Katalog 2020 (Ziel: Grundlage für die Vereinbarung von Budget und Mehr- oder Minderleistungen)
· für den Vereinbarungszeitraum (2020) die Forderung nach dem aDRG-Katalog 2020 (Ziel: Grundlage für die Budgetvereinbarung)
· Die Leistungen von Belegabteilungen sind für den oben genannten Zeitraum in einer gesonderten Aufstellung auszuweisen. Ein gesonderter Ausweis wird auch für die Fallpauschalen von Belegärzten mit Honorarverträgen empfohlen, auch wenn dies nicht explizit im Gesetz vorgesehen ist. 
· Die Spalten Pflegeerlös sind für die Datenlieferung ab dem Vereinbarungsjahr 2020 auszufüllen.

Der Begriff des „laufenden Kalenderjahres“ ist budgetsystematisch zu verstehen. Auch wenn die Budget- und Entgeltverhandlungen erst im Jahr 2020 geführt werden (können), handelt es sich beim Jahr 2019 um das „laufende Kalenderjahr“ im Sinne der AEB-Erstellung für den Verrechnungszeitraum 2020.

Im Abschnitt E1 sind die Jahresfälle und die Überlieger gesondert auszuweisen. Dabei gehören gemäß Fußnote 3 zu den Jahresfällen nur die im jeweiligen Kalenderjahr aufgenommenen und entlassenen Fälle (sog. Inlieger). Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers sollen die Überlieger am Jahresbeginn dem Vereinbarungszeitraum zugeordnet werden. Da sich die Abrechnung der Fallpauschalen gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 FPV nach dem am Aufnahmetag geltenden Fallpauschalen-Katalog richtet, werden die Überlieger noch auf Basis des im Vorjahr geltenden Katalogs abgerechnet. Vor diesem Hintergrund wird mit der Fußnote 4 geregelt, dass die Bewertungsrelationen für Überlieger jeweils nach dem im jeweiligen Vorjahr geltenden DRG-Katalog vorzulegen sind. Bei den Verhandlungen für das Jahr 2020 sind folglich die Forderungsdaten der Überlieger gruppiert mit dem DRG-Grouper 2019 vorzulegen.
Die Überlieger sind auf 2020 umzugroupieren (Lt. Vereinbarung GKV/PKV).

Bereich BPflV:
Gemäß § 17 Abs. 4 BPflV sind folgende Unterlagen einzureichen:
· die Leistungs- und Kalkulationsaufstellung
· AEB (E1 + E2 / E3.1, 3.2, 3.3 / B1) Arbeitsmappe
Bei der erstmaligen Anwendung des neuen Entgeltsystems ist die Vorlage von IST-Daten des Jahres 2020 nicht ausdrücklich gesetzlich vorgesehen, sollte jedoch zur besseren Darstellung der Leistung vorgenommen werden.
-	Berechnungsschema der Erlöse nach BPflV
-	Werden Ausnahmetatbestände geltend gemacht, sind Anlagen mit deren Erläuterung und Berechnung beizufügen.
-	Berechnung der Ausgleiche (die Ausgleiche sind als vorläufig oder endgültig zu kennzeichnen)
-	Meldebogen für die Abrechnung des „Systemzuschlags“ 2019
Ab dem Jahr 2020 befinden sich die Formulare für die endgültige Ausgleichsberechnung (für Vorjahre bis zum Jahr 2017) in einer separaten Datei der BEV-Anlagen.

Der Verteiler für alle einzureichenden Unterlagen ist als Anlage 2 beigefügt.

[bookmark: _Toc46847115]7. Kappungsgrenze des Zuschlages gemäß § 5 Abs. 4 KHEntgG

Zur Berechnung der Kappungsgrenze von 15 % ist der vereinbarte ganzjährige Zuschlag 2020 mit dem sich ergebenden unterjährigen Zuschlag 2020 zu vergleichen. Die Abweichung darf 15 % nicht übersteigen. Der übersteigende Betrag kann erst im Folgejahr berücksichtigt werden.

Die Vertragsparteien können einen höheren Zuschlag vereinbaren, wenn dies erforderlich ist, um eine ansonsten hierdurch entstehende wirtschaftliche Gefährdung des Krankenhauses abzuwenden. Da im Jahr 2020 hohe Erlösausfälle auftraten, ist anzunehmen, dass der unterjährige Zuschlagsbetrag gemäß § 5 Abs. 4 KHEntgG die Kappung übersteigt. Das könnte auch so sein, wenn die Budgetverhandlung 2020 erst im Jahr 2021 abgeschlossen wird und Beträge aus einzelnen Tatbeständen über den § 5 Abs. 4 KHEntgG refinanziert werden sollen. Um dies umzusetzen, kann ein höherer Zuschlag als 15 % vereinbart werden.

[bookmark: _Toc46847116]8. Abschluss der Budget- und Entgeltverhandlung

Das Ergebnis der Verhandlung ist in der „Budget- und Entgeltvereinbarung für das Jahr 2020“ zu dokumentieren. Die abgeschlossene Budget- und Entgeltvereinbarung wird durch das Krankenhaus unverzüglich den Beteiligten nach Anlage 2 Nr. 2 per Mail zur Verfügung gestellt (AEB und Anlagen zur BEV im Excel-Format), da gemäß § 18 Abs. 1 KHG die Budget- und Entgeltvereinbarung der Zustimmung der Landesverbände der Krankenkassen, der Verbände der Ersatzkassen und des Landesausschusses des Verbandes der Privaten Krankenversicherung bedarf. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Mehrheit der Beteiligten nicht innerhalb von zwei Wochen nach Vertragsabschluss widerspricht.
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9. Genehmigungsverfahren

Das Krankenhaus reicht nach Abschluss der Budget- und Entgeltverhandlung eine vollständig unterschriebene Budget- und Entgeltvereinbarung, einschließlich zugehöriger Anlagen, in 2-facher Ausfertigung an die Genehmigungsbehörde beim Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration des Landes Sachsen-Anhalt mit der Bitte um Genehmigung der Entgelte und Pflegesätze ein. Darüber hinaus kann das Krankenhaus der Genehmigungsbehörde die Anlagen der Budget- und Entgeltvereinbarung elektronisch zur Verfügung stellen. § 15 Abs. 1 KHEntgG und § 21 Abs.1 BPflV regeln, ab wann die Entgelte erhoben werden können.

Da das Budget 2020 nach dem Beginn des Budgetzeitraumes 2020 genehmigt wird, vereinbaren die Vertragsparteien einen Zeitpunkt, ab dem die Entgelte gelten sollen. Die nachfolgend aufgeführte Frist von 20 Arbeitstagen ist zu beachten. Diese Frist ergibt sich aus maximal 5 Arbeitstagen vom Zeitpunkt der Vereinbarung bis zur Absendung durch das Krankenhaus an die Genehmigungsbehörde sowie 15 Arbeitstagen für die Genehmigungsbehörde. Eine Rückwirkung der Entgelte ist nicht zulässig.

[bookmark: _Toc46847118]10. Landesweiter Basisfallwert

Der für die Budget- und Entgeltverhandlung 2020 zu Grunde zu legende Landesbasisfallwert beträgt 
3.663,13 €.
[bookmark: _Toc46847119]
11. Veränderungswert

Für die Vereinbarung des Gesamtbetrages (§ 6 Abs. 1 BPflV a. F.) gilt im Jahre 2020 der Veränderungswert in Höhe von 3,66 %.

[bookmark: _Toc46847120]12. Fallpauschalen (DRGs)

Die Vereinbarung von Fallpauschalen (DRGs) richtet sich nach der Anlage 1 der Vereinbarung zum Fallpauschalensystem für Krankenhäuser (FPV 2019) und findet ihr Ergebnis in der E1. Dabei ist zu beachten, dass das vereinbarte Erlösbudget für Fallpauschalen auch die Überlieger 2019/20 (mit Bewertungsrelationen des Jahres 2019) enthält. Fälle und Erlöse der Überlieger werden dem Jahr 2020 zugeordnet.

Bei den tagesbezogenen teilstationären DRGs ist zu beachten, dass sie je Quartal nur als ein Fall gezählt werden (§ 8 Abs. 1 FPV 2020).

In der Anlage A_1b_B1 sind neben den BWR 2020 die vereinbarten BWR 2019 und diese nach aDRG-Katalog umgroupiert, anzugeben. Die Überlieger (2018/2019) sind dabei einzubeziehen.

[bookmark: _Toc46847121]13. Zusatzentgelte

Mit der Anlage 2 der FPV 2020 werden Zusatzentgelte preislich vorgegeben. Diese Zusatzentgelte werden mit dem Vordruck E2 vereinbart. Dabei ist zu beachten, dass das vereinbarte Erlösbudget für Zusatzentgelte auch die Überlieger 2019/20 (mit Preisen des Jahres 2019) enthält. Die krankenhausindividuell zu vereinbarenden Zusatzentgelte (Anlage 4 FPV 2020) sind dagegen mit dem Vordruck E3.2 auszuweisen.

[bookmark: _Toc46847122]14. Krankenhausindividuelle Entgelte nach § 6 KHEntgG

Hierunter zählen:

· die nicht mit dem Fallpauschalen-Katalog vergüteten Leistungen gemäß der Anlage 3 der FPV 2020,
· die Zusatzentgelte gemäß Anlage 4 der FPV 2020,
· die teilstationären Leistungen der Tageskliniken,
· besondere Einrichtungen nach § 17b Abs. 1 Satz 15 KHG,
· Entgelte für neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden,
· Entgelte für spezialisierte Leistungen (in eng begrenzten Ausnahmefällen).

Zur Vereinbarung der krankenhausindividuellen Zusatzentgelte ist der Vordruck E3.2 und für die nicht mit dem Fallpauschalen-Katalog vergüteten Leistungen sowie die teilstationären Leistungen sind die Vordrucke E3.1 oder E3.3 zu verwenden. 

Für die krankenhausindividuellen Entgelte nach E3.1 bis E3.3 ist jeweils eine Erlössumme (ohne NUBs) zu bilden. Dabei ist zu beachten, dass das vereinbarte Erlösbudget für diese Entgelte auch die Überlieger 2019/20 (mit Preisen des Jahres 2019) enthält.

In der Anlage A_5 der BEV ist zu beachten, dass in der Spalte 1 der entsprechende Entgeltschlüssel gemäß § 301 SGB V eingetragen wird. Die Fallzählung erfolgt entsprechend § 8 Abs. 2 FPV 2020. Dabei zählt jedes fallbezogene Entgelt für eine voll- oder teilstationäre Leistung als ein Fall.

Bei der Abrechnung von tagesbezogenen vollstationären Entgelten zählt jede Aufnahme als ein Fall. Bei der Abrechnung von tagesbezogenen teilstationären Entgelten wird für jeden Patienten, der wegen derselben Erkrankung regelmäßig oder mehrfach behandelt wird, je Quartal ein Fall gezählt.

In der Anlage 5 Tabelle 2 „krankenhausindividuelle Zusatzentgelte“ ist die jeweilige Erlössumme für Arzneimittel und Medikalprodukte anzugeben.

Die DRGs, ZEs und krankenhausindividuellen Entgelte nach § 6 KHEntgG enthalten keine Pflegebewertungsrelationen. Für krankenhausindividuelle Entgelte, die keine bundeseinheitlich vorgegebene Pflege-BWR haben sind krankenhausindividuelle Pflege-BWR zu vereinbaren. 


[bookmark: _Toc46847123]14.1 NUB-Vereinbarung

Gemäß § 6 Abs. 2 Satz 6 KHEntgG sollen die NUB-Entgelte möglichst frühzeitig, auch unabhängig von der Vereinbarung des Erlösbudgets, vereinbart werden. Eine gesonderte Vereinbarung ist möglich. Dazu sind die „Vereinbarung über NUB Entgelte 2020“ und die „Anlagen NUB“ lt. Muster der BEV zu verwenden. Eine Genehmigung dieser Vereinbarung ist erforderlich. Bei der Vereinbarung des Erlösbudgets 2020 ist auf der Anlage 5b anzugeben, ob bereits eine gesonderte genehmigte NUB-Vereinbarung 2020 vorliegt.




[bookmark: _Toc46847124]15. Pflegebudget 

Gemäß § 6a Absatz 1 Satz 1 KHEntgG vereinbaren die Vertragsparteien vor Ort zur Finanzierung der Pflegepersonalkosten nach § 17a Abs. 4 KHG, die dem einzelnen Krankenhaus entstehen, ein Pflegebudget.

In § 17a Abs. 4 KHG werden als maßgebliche Pflegepersonalkosten die Pflegepersonalkosten für die „unmittelbare Patientenversorgung auf bettenführenden Stationen“ (pflegebudgetrelevante Kosten) genannt.

Für die Verhandlung des Pflegebudgets sind vom Krankenhaus die Unterlagen der zwischen GKV und DKG vereinbarten „Pflegebudgetverhandlungsvereinbarung“ vorzulegen. Die Pflegebewertungsrelationen werden auch in der E1 / E3.1 und E3.3 ausgewiesen.

Gemäß § 6a Abs. 3 Sätze 3 und 4 KHEntgG hat das Krankenhaus nach Ablauf des Jahres 2020 den Vertragsparteien der Krankenkassen und dem InEK jährlich bis zum 30.09. eine Bestätigung des Jahresabschlussprüfers vorzulegen.

Hinweise zum Umgang mit „Überliegern“:

[bookmark: Pflegebudget_und_Überlieger]Kosten
Erlöse / Fälle
Erlöse des
Folgejahres


Das Prinzip der „auseinanderfallenden Perioden“ ist Folge der Zuordnung der Überliegererlöse /-fälle zum Entlassjahr. Die Kosten eines Kalenderjahres werden nach dieser Theorie durch Erlöse einer versetzten Periode finanziert. 

BEISPIEL:
[image: ]

· Unter der Voraussetzung, dass der Spitzausgleich wie dargestellt durchgeführt wird, ist das GKV-SV-Modell systematisch sachgerecht, eine Neugruppierung der ÜL-Fälle nach dem Katalog des Entlassjahres muss erfolgen.
· Über den Spitzausgleich werden die Verweildauertage des ÜL-Falls mit dem (zum Zeitpunkt der Durchführung des Spitzausgleichs vorliegenden) Pflegentgeltwert bewertet werden und dem KH zufließen.
· Die Kosten des Pflegedienstes der Periode 2020 (Pflegebudget) werden primär über Erlöse einer versetzten Periode (entlassene Fälle 2020) erstattet.   

[bookmark: _Toc46847125]16. Ausgleichsberechnungen 

Für die Ausgleichsberechnungen wird empfohlen, die Anlagen 7, 8, 9 (für das Jahr 2019) des Musters der Budget- und Entgeltvereinbarung 2020 zu verwenden. 

Zu beachten ist, dass sich ab dem Jahr 2020 die Formulare für die endgültige Ausgleichsberechnung (ab dem Jahr 2014 - 2018) in einer separaten Datei der BEV-Anlagen (Ausgleichsangaben) befinden.

Die Ausgleichsberechnung sollte spätestens nach Ablauf der Verjährungsfrist von 4 Jahren endgültig gestellt werden. Bei Verlängerung der Verjährungsfrist (bei strittigen Abrechnungsfällen) kann der endgültige Ausgleich auch zu späteren Zeiträumen erfolgen.

[bookmark: _Toc46847126]17. Weitergeltende Entgelte

Bis zum Gelten neuer Entgelte für 2021 sind die krankenhausindividuellen Entgelte (gem. § 6 KHEntgG), die in den entsprechenden Anlagen der Budget- und Entgeltvereinbarung 2020 vereinbart wurden, weiter zu erheben. 

[bookmark: _Toc46847127]18. Zuschlag für Zentren und Schwerpunkte

Für den Bereich der Zentren und Schwerpunkte können gemäß § 5 Abs. 3 KHEntgG krankenhausindividuelle Zuschläge vereinbart werden.

[bookmark: _Toc46847128]19. Besondere Einrichtungen Palliativmedizin

Gemäß § 17 b Abs. 1 Satz 10 KHG können auf Verlangen des Krankenhauses Palliativstationen oder -einheiten, die räumlich und organisatorisch abgegrenzt sind und über mindestens fünf Betten verfügen, als besondere Einrichtung vereinbart werden. Hierfür ist ein schriftlicher Antrag des Krankenhauses notwendig.

Der aus 2019 auszugliedernde Gesamtbetrag ist detailliert darzustellen. Für die Forderung 2020 ist die LKA vorzulegen.

In der BEV 2020 werden die Entgelte in einer gesondert beigefügten Anlage vereinbart und in der BEV festgehalten. 

[bookmark: _Toc46847129]20. Mindestmengen / Strukturvoraussetzungen

Mit dem Ausfüllen der Anlage A_3b MM_GBA sind vom Krankenhaus Angaben über Mindestmengen und darüber zu machen, ob im Krankenhaus bestimmte Vorschriften des G-BA zur Qualitätssicherung geprüft wurden und vorliegen (Punkte a – h der Anlage).

Zu beachten ist, dass Mindestmengen nur unter der Voraussetzung einer sicheren und mit den Landesverbänden der Krankenkassen abgestimmten Prognose zu vereinbaren sind. Nicht erreichbare Mindestmengen sind im Rahmen des E1 nicht zu planen und zu vereinbaren (siehe KHEntgG § 11 Abs.1 Satz 1).

Bei Inkrafttreten von G-BA Richtlinien sind entsprechende Nachweispflichten zu beachten (Checklisten o. a.).


Nachfolgend werden einzelne Regelungen in den Richtlinien zum Nachweisverfahren 
in einer Übersicht zusammenfassend dargestellt:

	Richtlinie
	Auszug aus den Richtlinien zum „Nachweisverfahren“

	Qualitätssicherung der Versorgung von Früh- und Reifgeborenen (Qualitätssicherungs-Richtlinie Früh- und Reifgeborene/QFR-RL)
	§ 6
(5) Das Erfüllen der Anforderungen einschließlich der ggf. zum Zeitpunkt des Nachweises vorliegenden Abweichungen nach Absatz 3 ist vom Krankenhausträger gegenüber dem Vertragspartner der Pflegesatzvereinbarung in Form der Checkliste gemäß Anlage 3 bis zum 30. September des jeweils laufenden Jahres nachzuweisen.
 

	
Qualitätssicherung für die stationäre Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit hämato-onkologischen Krankheiten (Richtlinie zur Kinderonkologie, KiOn-RL)
	§ 7
(1) Der Nachweis über die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß §§ 4, 5 und 6 ist gegenüber den Krankenkassen vor Ort im Rahmen der jährlichen Pflegesatzverhandlungen in Form der Checkliste gemäß Anlage 2 dieser Richtlinie – bis spätestens 30.09. eines Jahres – zu führen. 


	Qualitätssicherung der herzchirurgischen Versorgung bei Kindern und Jugendlichen (Richtlinie zur Kinderherzchirurgie, KiHe-RL)
	§ 7
(1) Der Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen nach dieser Richtlinie ist gegenüber den Krankenkassen vor Ort im Rahmen der jährlichen Budgetverhandlungen in Form einer Checkliste (Anlage 3) regelmäßig bis spätestens zum 30. September eines Jahres, erstmals im Jahr 2010, zu führen. 


	Qualitätssicherung bei der Durchführung der Positronenemissionstomographie (PET) in Krankenhäusern bei den Indikationen nichtkleinzelliges Lungenkarzinom (NSCLC) und solide Lungenrundherde
	§ 7
(1) Sämtliche Unterlagen, die notwendig sind, um die Erfüllung der Anforderungen dieser Vereinbarung beurteilen zu können, sind bei Prüfungen dem Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) vor Ort vorzulegen. 


	Qualitätssicherung für die stationäre Versorgung bei der Indikation Bauchaortenaneurysma (Qualitätssicherungs-Richtlinie zum Bauchaortenaneurysma, QBAA-RL)
	§ 6
(1) Der Nachweis über die Erfüllung der Voraussetzungen gemäß den §§ 4 und 5 ist gegenüber den Krankenkassen vor Ort im Rahmen der jährlichen Pflegesatzverhandlungen in Form der Konformitätserklärung gemäß Anlage 2 zu führen. 


	Qualitätssicherung bei der Durchführung von minimalinvasiven Herzklappeninterventionen (Richtlinie zu minimalinvasiven Herzklappeninterventionen/MHI-RL)
	§ 7
Das Erfüllen der Anforderungen einschließlich der gegebenenfalls zum Zeitpunkt des Nachweises vorliegenden Abweichungen nach Absatz 3 ist vom Krankenhausträger gegenüber den Sozialleistungsträgern nach Absatz 3 in Form der Checkliste gemäß Anlage 2 bis zum 30. September des jeweils laufenden Jahres nachzuweisen.




[bookmark: _Toc46847130]21. Fixkostendegressionsabschlag

Der Fixkostendegressionsabschlag wird für die Vereinbarung des Erlösbudgets für das Jahr 2020 ausgesetzt. Die Bezugnahme zu der Vereinbarung des Erlösbudgets ist insofern etwas irritierend, da das Erlösbudget ohnehin nur die bewerteten DRG-Fallpauschalen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KHEntgG sowie die bewerteten Zusatzentgelte nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 KHEntgG umfasst (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 KHEntgG). Der Fixkostendegressionsabschlag ist dagegen – wie alle anderen Zu- und Abschläge auch – nicht Bestandteil des Erlösbudgets. Für 2020 ist der Fixkostendegressionsabschlag zahlungswirksam ausgesetzt.


[bookmark: _Toc46847131]22. Hygieneförderprogramm

Mit dem „Gesetz zur Beseitigung sozialer Überforderung bei Beitragsschulden in der Krankenversicherung“ wurde für die Jahre 2013 bis 2016 ein Hygiene-Förderprogramm aufgelegt, mit dem Neueinstellungen, die interne Besetzung neu geschaffener Stellen und Aufstockungen von Teilzeitstellen, Fort- und Weiterbildungen von Hygienepersonal sowie externe Beratungsleistungen finanziell gefördert werden (§ 4 Abs. 9 KHEntgG). Mit dem Krankenhausstrukturgesetz wurde die Förderung für die meisten Tatbestände bis zum Jahr 2019 und nunmehr mit dem MDK-Reformgesetz bis zum Jahr 2022 mit einzelnen Anpassungen bei den Fördertatbeständen verlängert.

Zur Berechnung des Zuschlages ist die Anlage A_3e Hyg der BEV zu verwenden. Der Zuschlag wird vollständig ausgeglichen. Hierzu ist zu beachten, dass eine Bestätigung des Jahresabschlussprüfers über die Stellenbesetzung sowie über die aufgrund dieser Förderung beschäftigten zusätzlichen VK, differenziert nach Voll- und Teilzeitkräften, verpflichtend ist.

[bookmark: _Toc46847132]23. Zuschlag für die Beteiligung an einrichtungsübergreifenden 
[bookmark: _Toc46847133]      Fehlermeldesystemen (üFMS)

In § 17b Abs. 1a Nr. 4 KHG ist vorgegeben, dass für die Beteiligung ganzer Krankenhäuser oder wesentlicher Teile der Einrichtungen an einrichtungsübergreifenden Fehlermeldesystemen, sofern diese den Festlegungen des Gemeinsamen Bundesausschuss nach § 136a Abs. 3 Satz 3 SGB V entsprechen, bundeseinheitliche Regelungen für Zuschläge zu vereinbaren sind. 
Zur erstmaligen Erhebung des Zuschlags für üFM-Systeme hat das Krankenhaus die Teilnahmebestätigung an die Vertragsparteien nach § 18 Abs. 2 KHG zu übermitteln. Ist die Übermittlung der Teilnahmebestätigung erfolgt, kann das Krankenhaus ab dem ersten Tag des übernächsten Monats nach der Übermittlung den Zuschlag in Höhe von 0,20 € je vollstationären Fall erheben. Auf die Regelung eines erhöhten Zuschlags aufgrund des unterjährigen Beginns der Erhebung in der Vereinbarung wurde mit Blick auf die Zuschlagshöhe verzichtet. Eine Ausgleichsmöglichkeit ist aber im nächstmöglichen Vereinbarungszeitraum über die Anlage 7 gegeben. Ein entsprechender Schlüssel wurde im Nachtrag zur Fortschreibung der § 301-Vereinbarung vom 21.04.2017 aufgenommen.

Eine Ermittlung des Gesamtbetrages im Budgetzeitraum erfolgt nicht.

[bookmark: _Toc46847134][bookmark: _Toc474232150][bookmark: _Toc502849324]24. Zuschlag für klinische Sektionen

In der Vereinbarung werden eine zur Qualitätssicherung erforderliche Obduktionsrate (bezogen auf die Anzahl der stationären Todesfälle) sowie Kriterien für die Auswahl der zu obduzierenden Todesfälle festgelegt. Für das Jahr 2017 wurde auf Bundesebene eine indikationsbezogene Obduktionsrate von 7,5 % festgelegt, für 2018 erhöht sich diese auf 10 % und ab dem Jahr 2019 auf 12,5 %. Nur Krankenhäuser, die die indikationsbezogene Obduktionsrate für das jeweilige Jahr erreichen, erhalten für alle durchgeführten Obduktionen, die die Vorgaben der Vereinbarung erfüllen, einen Zuschlag.

Die Ermittlung erfolgt mit der Anlage_3j Sektionen der BEV-Unterlagen, der Ausgleich wird in der Anlage 7 ausgewiesen.

[bookmark: _Toc46847135]25. Zuschlagsfinanzierung der QFR-RL

Zuschlagsberechtigt sind Krankenhäuser mit Perinatalzentrum Level 1 und Level 2. Die Erfüllung der Voraussetzungen bzw. die Anerkennung als Perinatalzentrum Level 1 bzw. Level 2 ist vom Krankenhaus im Rahmen der Budgetverhandlung in geeigneter Art und Weise nachzuweisen. Dies kann z. B. mit Hilfe der Checklisten des G-BA-erfolgen.

Die Ermittlung der Zuschläge erfolgt mit der Anlage A_3k QFR.

[bookmark: _Toc46847136]26. Notfallstufenvergütung

Mit der Einstufung der Krankenhäuser in die Notfallstufe lt. G-BA - RL zur Erfassung der Regelungen zu einem gestuften System von Notfallstrukturen im Krankenhaus gemäß § 136c Abs. 4 SGB V gilt der entsprechende Zuschlag für das Jahr 2020. Für die Einstufung in die entsprechende Notfallstufe ist vom Krankenhaus eine Checkliste vorzulegen.

Wird das Krankenhaus keiner Stufe zugeordnet und liegt keine Ausnahmegenehmigung des Ministeriums vor, wird ein Abschlag in Höhe von 60 € pro Fall erhoben. Ist eine Erhebung über die restlichen Fälle im Budgetzeitraum 2020 nicht möglich, erfolgt eine Umsetzung über den § 5 Abs. 4 KHEntgG. 

Die Anlage A_3m_1 Not der BEV-Unterlagen ist zu verwenden.
[bookmark: _Toc46847137]
27. Personaluntergrenzen

Mit dem Gesetz zur Modernisierung der epidemiologischen Überwachung übertragbarer Erkrankungen vom 17.07.2017 hat der Gesetzgeber den GKV-Spitzenverband und die Deutsche Krankenhausgesellschaft (Vertragsparteien) erstmals damit beauftragt, im Benehmen mit dem Verband der Privaten Krankenversicherung die Vereinbarung über die Höhe und Ausgestaltung von Sanktionen bei Nichteinhaltung der Pflegepersonaluntergrenzen zu vereinbaren. In Ergänzung zu der Verordnung zur Festlegung von Pflegepersonaluntergrenzen in pflegesensitiven Bereichen in Krankenhäusern (Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung – PpUGV vom 05.10.2018) sowie zur Vereinbarung nach § 137i Abs. 4 SGB V über den Nachweis zur Einhaltung von Pflegepersonaluntergrenzen (PpUG-Nachweis-Vereinbarung vom 28.11.2018) bestimmen der GKV-Spitzenverband und die Deutsche Krankenhausgesellschaft im Benehmen mit dem Verband der Privaten Krankenversicherung mit Wirkung für die Vertragsparteien nach § 11 KHEntgG für den Fall der Nichteinhaltung der Pflegepersonaluntergrenzen insbesondere die Höhe und die nähere Ausgestaltung von Sanktionen nach § 137i Abs. 5 SGB V.

Für das Budgetjahr 2020 ist hierbei die PpUG-Sanktionsvereinbarung vom 25.03.2019 maßgeblich. Obwohl die Vertragsparteien sich weitgehend auf einen Vereinbarungsentwurf einigten, konnte in einem Punkt kein Konsens erzielt werden. Dies betraf den Umgang mit der durch das Pflegepersonal-Stärkungsgesetz aufgenommenen, gegenüber Vergütungs-abschlägen alternativen Sanktion in Form einer Verringerung der Fallzahl. Die Vereinbarung wurde daher am 25.03.2019 durch die Bundesschiedsstelle festgesetzt. Auf die wesentlichen Inhalte wird im Folgenden eingegangen:

Berechnung der Höhe der Vergütungsabschläge
Die Vergütungsabschläge bemessen sich anhand des Ausmaßes der monatsdurchschnittlichen Nichteinhaltung einer geltenden Pflegepersonaluntergrenze für eine Station, wie er sich aus der PpUG-Nachweis-Vereinbarung vom 28.11.2018 ableitet und über die vom Wirtschaftsprüfer testierten Jahresmeldung nachgewiesen wird. Ihre Höhe orientiert sich an den durch die Unterschreitung fiktiv nicht anfallenden Pflegepersonalkosten. Dabei werden die Personalkosten einer Vollkraft im Pflegedienst aus dem jeweils aktuell vorliegenden Kostennachweis der Krankenhäuser vom Statistischen Bundesamt, die unter der Annahme von 12 Monatsgehältern als Personalkosten pro Monat berechnet werden, zugrunde gelegt. Entsprechend der zur Erfüllung der Pflegepersonaluntergrenzen fehlenden Vollkräfteanzahl werden die Tagschicht mit einem Faktor von 2,6 und die Nachtschicht mit einem Faktor von 1,3 gewichtet. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass für die 16-stündige Tagschicht eine fehlende Pflegekraft durch 2 Pflegekräfte ersetzt werden muss und die zusätzlichen Besetzungen der Wochenenden berücksichtigt werden müssen. Da bei krankheitsbedingter Abwesenheit von Personal das Krankenhaus infolge von Lohnfortzahlung die Personalkosten nicht einspart, ist eine Fehlzeitenquote in diesen Faktoren absenkend eingerechnet. Um einen Anreiz zur Einhaltung der Pflegepersonaluntergrenzen zu setzen, wurde als Sanktionsfaktor für das Jahr 2019 ein Wert von 1,35 festgelegt. Dieser Wert wird ab dem Jahr 2020 wegen der veränderten Finanzierung von Pflegekräften über das Pflegebudget auf 0,35 abgesenkt.



Weitere Regelungen
Die Vertragsparteien einigten sich auf einen gegenüber der Pflegepersonaluntergrenzen- Verordnung weiteren Ausnahmetatbestand. Dieser betrifft einen hohen Patientenzuwachs durch Schließung von Abteilungen von Nachbarkrankenhäusern. Eine notwendige Versorgung von lebensbedrohlichen Notfällen bei fehlender Behandlungskapazität (pflegesensitiver Bereich ist bei der Leitstelle abgemeldet) sollte als weiterer Ausnahmetatbestand im Jahr 2019 geprüft werden. 

Eine Ergänzung der Vereinbarung zur Sanktionierung von unzulässigen Personalverlagerungen sollte im Jahr 2019 geprüft werden. Unzulässige Personalverlagerungen im Vereinbarungszeitraum 2019 werden nicht sanktioniert.

Abrechnung
Gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 KHEntgG wird ein Vergütungsabschlag auf die Fallpauschalen und Zusatzentgelte vereinbart. Die Höhe des Vergütungsabschlags ist anhand eines Prozentsatzes zu berechnen, der aus dem Verhältnis der Abschlagssumme nach § 3 Abs. 3 einerseits sowie des Erlösbudgets nach § 4 Abs. 1 KHEntgG andererseits zu ermitteln und von den Vertragsparteien nach § 11 KHEntgG zu vereinbaren ist. Im Falle des § 8 Abs. 2 PpUGV sowie des § 6 dieser Vereinbarung ist die Abschlagssumme nach § 3 Abs. 3 entsprechend zu reduzieren. Wird die Vereinbarung erst während des Kalenderjahres geschlossen, ist ein entsprechender Prozentsatz, bezogen auf die im restlichen Kalenderjahr zu erhebenden Entgelte, zu vereinbaren. Die nach § 3 Abs. 3 berechnete Abschlagssumme wird durch einen Abschlag auf die abgerechnete Höhe der DRG-Fallpauschalen und Zusatzentgelte (§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 KHEntgG) finanziert. Weicht die Summe der für das Kalenderjahr tatsächlich abgerechneten Abschlagsbeträge von der vereinbarten Abschlagssumme nach § 3 Abs. 3 ab, werden die Mehr- oder Mindererlöse über den Zu- oder Abschlag für  Erlösausgleiche nach § 5 Abs. 4 KHEntgG im nächstmöglichen Vereinbarungszeitraum vollständig ausgeglichen.

[bookmark: _Toc46847138]28. Ermittlung des Ausbildungsbudgets

Auf Bundesebene ist eine Rahmenvereinbarung zur Ausbildungsfinanzierung nach 
§ 17 a Abs. 2 Nr. 1 KHG geschlossen worden. Diese wurde für das Jahr 2020 neu angepasst.

Zur Vereinbarung des Ausbildungsbudgets ist das Kalkulationsschema aus dieser Rahmenvereinbarung als Anlage A_6 der BEV beigefügt und zwingend auszufüllen. Bei den Angaben unter Punkt 7 der Anlage A_6 der BEV ist zu beachten, dass hier die belegten Ausbildungsplätze angegeben werden.

Ab dem Jahr 2020 wurde der § 17a Abs. 1 KHG geändert. Danach sind alle Ausbildungsvergütungen der in § 2 Nummer 1a KHG genannten Berufe einzubeziehen. Weiterhin unterliegen Personen, die in der Krankenpflege, Kinderkrankenpflege oder Krankenpflegehilfe ausgebildet werden, erst ab dem 2. Jahr den Abrechnungsschlüssel.

Ab dem Jahr 2020 wird die Finanzierung der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege neu geregelt. Eine Finanzierung des Berufes Pflegefachfrau/-mann erfolgt ab 2020 nicht über die BEV. Bei der Weitergeltung des Ausbildungszuschlages für 2021 ist dies zu beachten.
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Anlage 2:	Verteiler für die Unterlagen zur Vorbereitung und nach Abschluss 
der BEV 2020

1.	Vertragsparteien
· Krankenhäuser
· Kostenträger (Krankenkassen oder deren Arbeitsgemeinschaften, Sozialamt), auf deren Mitglieder mehr als 5 % der Berechnungstage des Krankenhauses im Jahr vor Beginn der Pflegesatzverhandlung entfallen.

Beachten: 

„ARGE“ der Kassenverbände Sachsen-Anhalt (AOK Sachsen-Anhalt, IKK gesund plus Sachsen-Anhalt, Bundesknappschaft, Verwaltungsstelle Cottbus, Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) als Landwirtschaftliche Krankenkasse)
Tritt die „ARGE“ als Vertragspartei auf, sind alle Mitgliedskassen der „ARGE“ zur Budgetverhandlung einzuladen.

ArGe KH BKK Ost (Arbeitsgemeinschaft Krankenhaus der Betriebskrankenkassen in Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen)
Beigetretene BKKen sind in der Anlage 3 aufgeführt.

2. Beteiligte Partner

	AOK Sachsen-Anhalt
Lüneburger Str. 4
39106 Magdeburg
FBPostfachKrankenhaus@san.aok.de 

	Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 
Weißensteinstraße 70-72
34131 Kassel 
KHBudgetSachsenAnhalt@svlfg.de 


	BKK-Landesverband Mitte
Landesvertretung 
Sachsen-Anhalt
Olvenstedter Chaussee 126 
39130 Magdeburg
krankenhaus.sachsen-anhalt@bkkmitte.de 
	Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek)
Landesvertretung Sachsen-Anhalt
Schleinufer 12
39104 Magdeburg
krankenhausdaten_sah@vdek.com 


	
IKK gesund plus
Umfassungsstraße 85
39124 Magdeburg
krankenhaus@ikk-gesundplus.de 
	
Verband der Privaten 
Krankenversicherung e.V.
Büro Berlin
Glinkastraße 40
10117 Berlin
Barbara.schmitz@pkv.de 


	KNAPPSCHAFT
Regionaldirektion Cottbus
Referat Vertragsangelegenheiten 
August-Bebel-Straße 85
03046 Cottbus
madeleine.krueger@kbs.de 
	Krankenhausgesellschaft 
Sachsen-Anhalt e.V.
Magdeburger Straße 23
06112 Halle
post@kgsan.de 


3. 
Genehmigungsbehörde

Die Unterlagen sind nach Abschluss der Verhandlung zur Genehmigung einzureichen:

Ministerium für Arbeit, Soziales und Integration
des Landes Sachsen-Anhalt
Frau Kittel 
Turmschanzenstraße 25
39114 Magdeburg
krankenhaus@ms.sachsen-anhalt.de 


Die zur Vorbereitung der Pflegesatzverhandlung erstellten Unterlagen brauchen der Genehmigungsbehörde nicht zugesandt werden.




Anlage 3:	Arbeitsgemeinschaft gem. § 18 Abs. 2 KHG i. V .m § 17 BPflV und 
§ 11 KHEntgG
	

Stand: Dezember 2019
	
	

	
	
	

	BKK
	Beitrittserklärung
vom
	Bemerkungen

	Brandenburgische BKK
	12.02.2004
	 

	Thüringer BKK (TBK)
	16.02.2004
	  

	BKK Metzinger
	19.02.2004
	Fusion mit mhplus BKK zum 01.01.2019

	Salus BKK
	12.02.2004
	 

	Bertelsmann BKK
	23.02.2004
	 

	BKK VBU
	25.02.2004
	 

	Novitas Vereinigte BKK
	25.02.2004
	 

	Koenig & Bauer BKK
	02.03.2004
	 vormals BKK KBA 

	Siemens BKK
	05.03.2004
	 

	Bahn BKK
	12.03.2004
	 

	BKK BMW
	29.04.2004
	 

	mhplus BKK
	09.08.2004
	 

	Bosch BKK
	02.09.2004
	 

	Die Schwenninger
	06.09.2004
	 

	BKK Linde
	24.11.2004
	 

	BKK VDN
	12.09.2007
	 

	R+V BKK
	01.07.2008
	

	BKK Gildemeister Seidensticker
	21.04.2009
	 

	BKK Melitta Plus
	10.11.2011
	 

	Audi BKK
	18.03.2011
	

	BKK ZF & Partner
	05.01.2012
	








Stand: 20.04.2021 
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